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ENTWURF EINES KÖNIGLICHEN ERLASSES ZUR VERABSCHIEDUNG DES NATIONALEN TECHNISCHEN PLANS FÜR DAS DIGITALE TERRESTRISCHE FERNSEHEN UND ZUR REGELUNG DER FREIGABE DER ZWEITEN DIGITALEN DIVIDENDE

In Artikel 61 des Allgemeinen Telekommunikationsgesetzes 9/2014 vom 9. Mai 2014 (Ley 9/2014, de 9 de mayo, General de Telecomunicaciones) wird festgelegt, dass es der Regierung obliegt, die nationalen technischen Pläne für die Rundfunk- und Fernsehübertragung zu verabschieden, da der Staat die ausschließliche Zuständigkeit für die Planung, Verwaltung und Kontrolle des öffentlichen Funkbereichs innehat.
Durch den Königlichen Erlass 805/2014 vom 19. September 2014 wurde der Nationale technische Plan für das digitale terrestrische Fernsehen verabschiedet. Mit diesem Erlass wurden die Maßnahmen für die Freigabe des Frequenzbands der ersten digitalen Dividende (Frequenzband 790–862 MHz), das zur Bereitstellung von digitalem terrestrischem Fernsehen genutzt wird, für das Angebot von Breitband-Mobilfunkdiensten festgelegt. Der Prozess der Freigabe dieses Frequenzbands wurde am 31. März 2015 abgeschlossen. Gemäß den Festlegungen des besagten Plans wird das digitale terrestrische Fernsehen im Frequenzband von 470 bis 790 MHz (Funkkanäle 21 bis 60) angeboten.
Im internationalen Kontext wurde auf der Weltfunkkonferenz 2012 (WRC-12), welche von der Internationalen Fernmeldeunion (ITU) organisiert wurde und vom 23. Januar bis 17. Februar 2012 in Genf stattfand, für die Region 1 verabschiedet, dass den Mobilfunkdiensten in co-primärer Nutzung mit den Rundfunkdiensten (DVB-T) der Frequenzbereich von 694 bis 790 MHz (700 MHz-Band, zweite digitale Dividende) zugewiesen wird. Des Weiteren wurde vereinbart, dass diese Zuweisung unmittelbar nach der Weltfunkkonferenz 2015 (WRC-15) in Kraft tritt. Im Zeitraum zwischen den beiden Konferenzen wurden Untersuchungen zur Festlegung der technischen Bedingungen und der Voraussetzungen für die Kompatibilität mit den übrigen Diensten durchgeführt. Auf der CMR-15, welche vom 2. bis 27. November 2015 in Genf abgehalten wurde, wurde bestätigt, dass in der ITU-Region 1, in der sich Spanien befindet, dem Mobilfunk das Frequenzband 694–790 MHz in co-primärer Nutzung zugewiesen wird.
Im Rahmen dieser internationalen Regulierungsentscheidungen bestimmten die EU-Institutionen, dass dieser Frequenzbereich, welcher der sogenannten zweiten digitalen Dividende entspricht, für andere Nutzungen als den Rundfunkdiensten vorgesehen wird, vor allem für fortgeschrittene gesamteuropäische elektronische Kommunikationsdienste, um nicht nur eine effizientere Frequenznutzung zu befördern, sondern auch um sicherzustellen, dass das Frequenzband der zweiten digitalen Dividende für die Einführung und Stärkung der Dienste der fünften Mobilfunkgeneration (5G) in Europa genutzt wird. Des Weiteren muss berücksichtigt werden, dass sich dieses neue technologische Paradigma nicht nur auf den Sektor der elektronischen Kommunikation auswirkt, sondern auch die Einführung innovativer Anwendungen für Unternehmen, Bürger und Behörden befördert. Die 5G-Technologie soll definitiv ein Tragpfeiler der digitalen Transformation der Gesellschaft und Wirtschaft werden.
Am 25. Mai 2017 wurde im Amtsblatt der Europäischen Union der BESCHLUSS (EU) 2017/899 DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES vom 17. Mai 2017 über die Nutzung des Frequenzbands 470–790 MHz in der Union veröffentlicht, welcher auf einen koordinierten Ansatz für die Nutzung dieses Frequenzbands in der Europäischen Union nach gemeinschaftlichen Zielen abzielt. 
In Artikel 1 dieses Beschlusses wird festgelegt, dass ab dem 30. Juni 2020 die Mitgliedstaaten die Nutzung des Frequenzbands 694–790 MHz („700-MHz-Band“) für terrestrische Systeme, die drahtlose breitbandige elektronische Kommunikationsdienste bereitstellen können, ausschließlich unter den von der Kommission gemäß Artikel 4 der Entscheidung Nr. 676/2002/EG festgelegten harmonisierten technischen Bedingungen gestatten.
In diesem Zusammenhang veröffentlichte die Europäische Kommission im Jahr 2016 den Durchführungsbeschluss (EU) 2016/687 der Kommission vom 28. April 2016 zur Harmonisierung des Frequenzbands 694–790 MHz für terrestrische Systeme, die drahtlose breitbandige elektronische Kommunikationsdienste erbringen können, und für eine flexible nationale Nutzung in der Union. 
Auf nationaler Ebene veröffentlichte das Ministerium für Wirtschaft und Unternehmen am 29. Juni 2018 den „Fahrplan für den Prozess der Genehmigung des 700-MHz-Frequenzbands für drahtlose breitbandige elektronische Kommunikationsdienste“ (Hoja de ruta del proceso de autorización de la banda de frecuencias de 700 MHz para la prestación de servicios de comunicaciones electrónicas de banda ancha inalámbrica), der unter Berücksichtigung der im Rahmen der entsprechenden öffentlichen Konsultation eingegangenen Beiträge erarbeitet wurde. Eine der in diesem Fahrplan festgelegten Maßnahmen zur tatsächlichen Freigabe des Frequenzbands 694–790 MHz, das derzeit für DVB-T genutzt wird, damit es von terrestrischen Systemen, die drahtlose breitbandige elektronische Kommunikationsdienste bereitstellen können, genutzt werden kann, besteht in der Verabschiedung eines neuen Nationalen technischen Plans für das digitale terrestrische Fernsehen sowie der erforderlichen Regulierungsmaßnahmen für die Freigabe der zweiten digitalen Dividende.
Die einzelnen in diesem königlichen Erlass vorgesehenen Maßnahmen zielen darauf ab, dass der Prozess der Freigabe der zweiten digitalen Dividende so vonstattengehen kann, dass er so wenig Auswirkungen wie möglich auf die Bürger und die Anbieter von audiovisuellen Medien- bzw. Fernsehdiensten hat.
Das Angebot von digitalem terrestrischem Fernsehen erfolgt im Frequenzband von 470 bis 694 MHz (Funkkanäle 21 bis 48), und in Übereinstimmung mit dem oben genannten Ziel wird in der vorliegenden Vorschrift festgelegt, dass in besagtem Frequenzbereich dieselben digitalen terrestrischen Fernsehnetze (digitale Multiplexe) und territorialen Abschaltungen wie im gültigen Technischen Plan vorhanden sein müssen. Zu diesem Zweck waren eine Frequenzplanung, welche das Frequenzspektrum effizienter ausnutzt, sowie eine intensive internationale Abstimmung erforderlich, denn es müssen 30 % der Frequenzen freigegeben werden, die derzeit für das Angebot von DVB-T genutzt werden. Des Weiteren wird festgelegt, dass in dem neuen Technischen Plan das Angebot der aktuell vorhandenen Kanäle des digitalen terrestrischen Fernsehens beibehalten wird. 
Damit wird sichergestellt, dass alle aktuellen Lizenzen der audiovisuellen Medien- bzw. Fernsehdienste via Radiowellen sowie die territorialen Abschaltungen des öffentlichen Fernsehens fortgeführt werden, und des Weiteren wird die Simultanübertragung (Simulcast) der einzelnen digitalen Multiplexe in den geografischen Gebieten ermöglicht, in denen die Sendefrequenz aufgrund der Freigabe der zweiten digitalen Dividende geändert werden muss.
In der Frequenzplanung, welche in dem durch diesen königlichen Erlass verabschiedeten Technischen Plan enthalten ist, wurden die Frequenzen im Bereich von 470 bis 694 MHz, die bereits von den einzelnen digitalen Multiplexen in den einzelnen geografischen Gebieten verwendet werden, möglichst erhalten, um die Planung neuer Frequenzen sowie die Notwendigkeit der Simultanübertragung (Simulcast) und der Anpassung von Fernsehempfangsgeräten der Nutzer auf ein Minimum zu reduzieren.
Damit einhergehend wird in der vorliegenden Vorschrift festgelegt, dass das Angebot von digitalem terrestrischem Fernsehen anhand von acht digitalen Multiplexen für landesweite und die Autonomen Gemeinschaften betreffenden Sendungen erbracht wird, wobei die Planung der Funkkanäle in dem Technischen Plan enthalten ist, der durch den vorliegenden königlichen Erlass verabschiedet wird.
Die acht digitalen Multiplexe (RGE1, RGE2, MPE1, MPE2, MPE3, MPE4, MPE5 und MAUT), die in dem durch den vorliegenden königlichen Erlass festgelegten Technischen Plan vorgesehen sind, beruhen auf den entsprechenden digitalen Multiplexen, die bereits in Betrieb waren, wobei die Funkkanäle geändert werden, die sich innerhalb des freizugebenden Frequenzbands 694–790 MHz befanden, und die Anpassungen vorgenommen werden, die erforderlich sind, um diese acht digitalen Multiplexe innerhalb des Frequenzbereichs 470–694 MHz planen zu können, welches weiterhin für das Angebot von digitalem terrestrischem Fernsehen genutzt wird, und die Änderungen infolge der internationalen Frequenzabstimmungen mit den Anrainerstaaten Spaniens umgesetzt werden.
Im Falle der spanischen öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalt „Corporación Radio y Televisión Española“ (RTVE) ist für den Betrieb durch den landesweiten öffentlichen Dienst die Kapazität des digitalen Multiplexes RGE1 sowie von drei Vierteln des digitalen Multiplexes RGE2 vorbehalten. Des Weiteren wird der für die Ausstrahlung in den Autonomen Gemeinschaften vorgesehene digitale Multiplex MAUT für die einzelnen Autonomen Gemeinschaften auf ihrem jeweiligen Hoheitsgebiet vorbehalten.
Die Lizenzinhaber der digitalen terrestrischen audiovisuellen Medien- bzw. Fernsehdienste mit landesweiter Abdeckung müssen die Übertragungskapazität der digitalen Multiplexe mit landesweiter Abdeckung nutzen, die erforderlich ist, um die Fernsehkanäle zu betreiben, für die ihre Lizenzen gelten, und konkret auf die Übertragungskapazität der digitalen Multiplexe MPE1, MPE2, MPE3, MPE4 und MPE5 sowie eines Viertels des digitalen Multiplexes RGE2 zugreifen. 
Darüber hinaus werden in dem königlichen Erlass die Grundvoraussetzungen für den Prozess der Neuordnung des Frequenzspektrums und der Freigabe der Funkkanäle festgelegt, um die Verfügbarkeit des Teilbands 694–790 MHz zur Bereitstellung von elektronischen Kommunikationsdiensten gemäß den Festlegungen in der EU-Vorschrift sicherzustellen.
Der Plan umfasst die Funkkanäle, auf denen die acht digitalen Multiplexe mit landesweiter und die Autonomen Gemeinschaften betreffender Abdeckung in den einzelnen im Plan vorgesehenen geografischen Gebieten betrieben werden. 
Besagte Funkplanung umfasst insbesondere die Änderungen bezüglich der Funkkanäle für die acht digitalen Multiplexe (RGE1, RGE2, MPE1, MPE2, MPE3, MPE4, MPE5 und MAUT), damit der Prozess der Freigabe der durch die digitale Dividende betroffenen Kanäle effizient stattfinden und das Frequenzspektrum optimal genutzt werden kann. 
Während dieses Prozesses können es die Anbieter von digitalen terrestrischen audiovisuellen Medien- bzw. Fernsehdiensten in einigen Fällen als notwendig erachten, das Programm simultan auf den aufzugebenden und auf den im Technischen Plan festgelegten neuen Funkkanälen weiterzusenden, um die Umstellung seitens der Bürger zu erleichtern. Zu diesem Zwecke wird das Verfahren festgelegt, mit dem die notwendigen Kanaländerungen sowie die Bedingungen für die Weiterführung und die spätere Beendigung dieser Aussendungen auf den aufzugebenden Kanälen umgesetzt werden können.
In einer Zusatzbestimmung werden die Bedingungen festgelegt, unter denen die Behörden und von ihnen abhängigen Einrichtungen Initiativen ergreifen können, um ihren Bürgern digitales terrestrisches Fernsehen in Gebieten zur Verfügung zu stellen, die nicht vom digitalen terrestrischen Fernsehdienst abgedeckt sind, wobei das Gebot der Technologieneutralität gewahrt und die Vorschriften über staatliche Beihilfen eingehalten werden müssen. Besagte Initiativen müssen einem vorhandenen Marktversagen Rechnung tragen, auf das sich Artikel 9.2 des Allgemeinen Telekommunikationsgesetzes 9/2014 vom 9. Mai 2014 bezieht.
Des Weiteren müssen Anreizmaßnahmen für die technologische Innovation von audiovisuellen Medien- bzw. Fernsehdiensten vorhanden sein, insbesondere die Etablierung von hochauflösendem Fernsehen (HD) und die Einführung von Ultrahochauflösung (UHD).
Zu diesem Zwecke wird die Weiterentwicklung von allen standardauflösenden Kanälen zu hochauflösenden Sendungen vorgesehen und die Möglichkeit geschaffen, dass die Anbieter des digitalen terrestrischen Fernsehdienstes innerhalb der reservierten Kapazität bestimmte Sendungen in Ultrahochauflösung vornehmen können. Des Weiteren werden Maßnahmen festgelegt, die der künftigen Weiterentwicklung der Übertragungssysteme zu Technologien dienen, die das Frequenzspektrum effizienter ausnutzen, zum Beispiel fortgeschrittene Videoformate (wie HEVC) oder Signalübertragungstechnologien (wie DVB‐T2), und mit denen die Weiterentwicklung des Geräteparks zum Empfang von digitalem terrestrischem Fernsehen im Hinblick auf die Möglichkeit, diese Sendungen zu empfangen, gefördert wird. Unter derselben Zielstellung wird vorgesehen, dass das Staatssekretariat für digitalen Fortschritt experimentelle technische Sendungen genehmigen kann, welche auf die fortgeschrittenen digitalen terrestrischen Fernsehstandards mit effizienterer Frequenzausnutzung zurückgreifen, was jedoch an das Vorhandensein von Frequenzen sowie an die Beschränkungen aufgrund internationaler Frequenzabstimmungen geknüpft ist.
Außerdem werden bestimmte Maßnahmen im Bereich gemeinsamer Telekommunikationsinfrastrukturen innerhalb von Gebäuden festgelegt, um den rechtlichen Rahmen abzustecken und die Möglichkeit zu schaffen, besagte Infrastrukturen einzuführen bzw. an die Änderungen infolge der Freigabe der digitalen Dividende anzupassen.
Auch wird eine Schlussbestimmung aufgenommen, mit der die Frequenzbänder geändert werden, die für den Betrieb des digitalen terrestrischen Hörfunkdienstes vorgesehen sind, wobei die Frequenzbänder von 1452 bis 1467,5 MHz und von 1467,5 bis 1492 MHz aufgehoben werden, welche im Hinblick auf terrestrische Systeme, die drahtlose breitbandige elektronische Kommunikationsdienste in der Union erbringen können, durch den Durchführungsbeschluss (EU) 2018/661 der Kommission vom 26. April 2018 zur Änderung des Durchführungsbeschlusses (EU) 2015/750 zur Harmonisierung des Frequenzbands 1452–1492 MHz für terrestrische Systeme, die elektronische Kommunikationsdienste in der Union erbringen können, harmonisiert wurden.

Anhand einer weiteren Schlussbestimmung wird die Erste Zusatzbestimmung der Nutzungsordnung für das öffentliche Funkspektrum (Reglamento sobre el uso del dominio público radioeléctrico), verabschiedet durch den Königlichen Erlass 123/2017 vom 24. Februar 2017, geändert. Durch diese Bestimmung werden die Frequenzbänder von 694 bis 790 MHz, von 1427 bis 1517 MHz sowie von 24,25 bis 27,5 GHz in die Frequenzbänder mit beschränkter Anzahl an Zulassungen für die Nutzung für das öffentliche Funkspektrum aufgenommen, da diese Frequenzbänder für die Einführung der 5G-Technologie in der Europäischen Union als dringlich erachtet werden und da festgestellt wurde, dass eine hohe Nachfrage in Bezug auf den Zugang zu ihrer Nutzung besteht.

Abschließend werden in den Technischen Plan die lokalen digitalen Fernsehkanäle, die durch die Neuordnung des Frequenzspektrums im Hinblick auf die Freigabe der digitalen Dividende betroffen sind, sowie die neuen, zum Ersatz geplanten Kanäle aufgenommen.
Durch den vorliegenden königlichen Erlass werden folglich ein neuer Nationaler technischer Plan für das digitale terrestrische Fernsehen festgelegt und das Szenario für die Neuordnung des Frequenzspektrums und für den Prozess der Freigabe der zweiten digitalen Dividende verabschiedet.
Die vorliegende Bestimmung unterliegt dem Verfahren, das in der Richtlinie (EU) 2015/1535 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 9. September 2015 über ein Informationsverfahren auf dem Gebiet der Normen und technischen Vorschriften und der Vorschriften für die Dienste der Informationsgesellschaft sowie im Königlichen Erlass 1337/1999 vom 31. Juli 1999 zur Regelung der Übermittlung von Informationen auf dem Gebiet der Normen und technischen Vorschriften und der Verordnungen für die Dienste der Informationsgesellschaft vorgesehen ist.
Dieser königliche Erlass wurde in Übereinstimmung mit den Festlegungen in Artikel 133 des Gesetzes 39/2015 vom 1. Oktober 2015 über das gemeinsame Verwaltungsverfahren der öffentlichen Verwaltungen (Ley 39/2015, de 1 de octubre, del Procedimiento Administrativo Común de las Administraciones Públicas) erarbeitet, und der Nationale Ausschuss für Märkte und Wettbewerb (Comisión Nacional de los Mercados y la Competencia) hat einen entsprechenden Entwurf vorgelegt.
Dieser königliche Erlass wird unter Berufung auf Artikel 149.1.21 der spanischen Verfassung verabschiedet, welcher dem Staat die ausschließliche Kompetenz auf dem Gebiet der Telekommunikation zuschreibt.
In Anbetracht dessen wird auf Vorschlag der Ministerin für Wirtschaft und Finanzen und in Übereinstimmung mit dem Staatsrat sowie nach vorheriger Beratung des Ministerrats in seiner Sitzung vom

FOLGENDES VERFÜGT:

Artikel 1. Verabschiedung des Nationalen technischen Plans für das digitale terrestrische Fernsehen.
Der nachfolgend aufgeführte Nationale technische Plan für das digitale terrestrische Fernsehen wird verabschiedet.

Artikel 2. Betrieb der Multiplexe des digitalen terrestrischen Fernsehens mit landesweiter und die Autonomen Gemeinschaften betreffender Abdeckung.
1. Der digitale terrestrische Fernsehdienst mit landesweiter Abdeckung wird anhand von sieben digitalen Multiplexen erbracht, welche in dem durch den vorliegenden königlichen Erlass verabschiedeten Nationalen technischen Plan für das digitale terrestrische Fernsehen festgelegt sind: RGE1, RGE2, MPE1, MPE2, MPE3, MPE4 und MPE5.
2. Die spanische öffentlich-rechtliche Rundfunkanstalt „Corporación Radio y Televisión Española“ (RTVE) nutzt den digitalen Multiplex mit landesweiter Abdeckung RGE1 sowie drei Viertel der Kapazität des digitalen Multiplexes mit landesweiter Abdeckung RGE2, um den öffentlichen audiovisuellen Medien- bzw. Fernsehdienst anzubieten.
Die technische Verwaltung des digitalen Multiplexes mit landesweiter Abdeckung RGE2 obliegt der Corporación de Radio y Televisión Española.
3. Die aktuellen Inhaber von Lizenzen des digitalen terrestrischen audiovisuellen Medien- bzw. Fernsehdienstes mit landesweiter Abdeckung betreiben die Fernsehkanäle, für die ihre Lizenzen gelten, unter Nutzung von einem Viertel der Kapazität des digitalen Multiplexes RGE2 sowie der Kapazität der digitalen Multiplexe MPE1, MPE2, MPE3, MPE4 und MPE5.
4. Den einzelnen Autonomen Gemeinschaften ist auf ihrem jeweiligen Hoheitsgebiet der digitale Multiplex mit Abdeckung der Autonomen Gemeinschaften MAUT vorbehalten, welcher im Nationalen technischen Plan für das digitale terrestrische Fernsehen, verabschiedet durch den vorliegenden königlichen Erlass, erläutert ist.
In den Autonomen Gemeinschaften, in denen der öffentliche audiovisuelle Medien- bzw. Fernsehdienst mit Abdeckung der Autonomen Gemeinschaften angeboten wird, obliegt die technische Verwaltung des digitalen Multiplexes MAUT dem Anbieter des besagten Dienstes, welcher die Abdeckungspflichten gemäß den in Artikel 6.2 genannten Bedingungen erfüllen muss.

Artikel 3. Nutzung von Funkkanälen in den digitalen Multiplexen 
1. Die digitalen Multiplexe RGE1, RGE2, MPE1, MPE2, MPE3, MPE4, MPE5 und MAUT werden für die Funkkanäle betrieben, die jeweils und für die einzelnen geografischen Gebiete im Nationalen technischen Plan für das digitale terrestrische Fernsehen, welcher durch den vorliegenden königlichen Erlass verabschiedet wird, aufgeführt sind.
2. Unbeschadet dessen werden durch Beschluss des Staatssekretariats für digitalen Fortschritt die Funkkanäle festgelegt, welche jeweils den genannten digitalen Multiplexen entsprechen und die durch andere betriebene digitale Multiplexe genutzt wurden oder deren Nutzung mit in anderen digitalen Multiplexen betriebenen Funkkanälen funktechnisch unvereinbar ist, wobei das Datum festgelegt wird, an dem die Anbieter des digitalen terrestrischen audiovisuellen Medien- bzw. Fernsehdienstes auf deren Nutzung zugreifen können, nachdem ihre vorherige Nutzung gemäß den Bestimmungen in Artikel 8 beendet wurde.

Artikel 4. Regelung des Prozesses der Freigabe des Frequenzbands von 694 MHz bis 790 MHz durch die Corporación de Radio y Televisión Española.
1. Die Corporación de Radio y Televisión Española nutzt die Kapazität des digitalen Multiplexes mit landesweiter Abdeckung RGE1 sowie drei Viertel der Kapazität des digitalen Multiplexes mit landesweiter Abdeckung RGE2, um den öffentlichen audiovisuellen Medien- bzw. Fernsehdienst anzubieten.
2. Um den Prozess der Freigabe des Frequenzbands von 694 MHz bis 790 MHz zu ermöglichen, ist die Corporación de Radio y Televisión Española während eines Zeitraums von zwölf Monaten ab dem Inkrafttreten des vorliegenden königlichen Erlasses verpflichtet, im digitalen Multiplex RGE2 die Aussendung des Kanals von Central Broadcaster Media, S.L.U. zu ermöglichen, welcher aktuell in besagtem Multiplex ausgestrahlt wird.
3. Die Corporación de Radio y Televisión Española muss bis zum 1. Juni 2020 eine Abdeckung von mindestens 98 Prozent der Bevölkerung durch den digitalen Multiplex RGE1 und von 96 Prozent der Bevölkerung durch den digitalen Multiplex RGE2 erreichen.

Artikel 5. Regelung des Prozesses der Freigabe des Frequenzbands von 694 MHz bis 790 MHz durch die Inhaber von Lizenzen des digitalen terrestrischen audiovisuellen Medien- bzw. Fernsehdienstes mit landesweiter Abdeckung.
1. Die aktuellen Inhaber von Lizenzen des audiovisuellen Medien- bzw. Fernsehdienstes mit landesweiter Abdeckung betreiben die Fernsehkanäle, für die ihre Lizenzen gelten, und nutzen dafür die folgenden Übertragungskapazitäten der digitalen Multiplexe RGE2, MPE1, MPE2, MPE3, MPE4 und MPE5:
a) Radio Blanca, S.A.: nutzt ein Viertel der Kapazität des staatlichen Multiplexes RGE2. 
b) Sociedad Gestora de Televisión Net TV, S.A: nutzt die Hälfte der Kapazität des staatlichen Multiplexes MPE1.
c) Veo TV, S.A: nutzt die Hälfte der Kapazität des staatlichen Multiplexes MPE1. 
d) Atresmedia Corporación de Medios de Comunicación, S.A., in Bezug auf die Lizenz, deren Inhaber Antena 3 de Televisión, S.A. war: nutzt die Hälfte der Kapazität des staatlichen Multiplexes MPE2 und ein Viertel des staatlichen Multiplexes MPE4; in Bezug auf die Lizenz, deren Inhaber Gestora de Inversiones Audiovisuales La Sexta, S.A. war: nutzt die Hälfte der Kapazität des staatlichen Multiplexes MPE2; und in Bezug auf die Lizenz, die im Rahmen der öffentlichen Ausschreibung auf Beschluss des Ministerrates vom 17. April 2015 erworben wurde: nutzt ein Viertel der Kapazität des staatlichen Multiplexes MPE5.
e) Mediaset España Comunicación, S.A., in Bezug auf die Lizenz, deren Inhaber Gestevisión Telecinco S.A. war: nutzt die Hälfte der Kapazität des staatlichen Multiplexes MPE3 und ein Viertel der Kapazität des staatlichen Multiplexes MPE4; in Bezug auf die Lizenz, deren Inhaber Sociedad General de Televisión Cuatro, S.A.U. war: nutzt die Hälfte der Kapazität des staatlichen Multiplexes MPE3 und ein Viertel der Kapazität des staatlichen Multiplexes MPE4; und in Bezug auf die Lizenz, die im Rahmen der öffentlichen Ausschreibung auf Beschluss des Ministerrates vom 17. April 2015 erworben wurde: nutzt ein Viertel der Kapazität des staatlichen Multiplexes MPE5.
f) Trece TV S.A.: nutzt ein Viertel der Kapazität des staatlichen Multiplexes MPE4.
g) Real Madrid Club de Fútbol: nutzt ein Viertel der Kapazität des staatlichen Multiplexes MPE5. 
h) Central Broadcaster Media, S.L.U.: nutzt ein Viertel der Kapazität des staatlichen Multiplexes MPE5.
Zum Schutz der Ziele allgemeinen Interesses, die im Anreiz für die Einführung von hochauflösendem Fernsehen und der Gewährleistung der Weiterführung des Angebots von Inhalten in hochauflösenden Formaten besteht, und in Übereinstimmung mit den Festlegungen in Absatz 3 der Zweiten Zusatzbestimmung können besagte Anbieter im Rahmen der Lizenzen, deren Inhaber sie sind, und innerhalb der in den vorstehenden Absätzen genannten Übertragungskapazität eine vollständige und simultane Übertragung in hoher Auflösung einer ihrer standardauflösenden digitalen Fernsehsender vornehmen. 
2. Die aktuellen Inhaber der Lizenzen des digitalen terrestrischen audiovisuellen Medien- bzw. Fernsehdienstes mit landesweiter Abdeckung müssen bis zum 1. Juni 2020 eine Abdeckung von 96 Prozent der Bevölkerung durch die digitalen Multiplexe RGE2, MPE1, MPE2, MPE3, MPE4 und MPE5 erreichen, die sie in Übereinstimmung mit den Festlegungen in Absatz 1 dieses Artikels nutzen.

Artikel 6. Regelung des Prozesses der Freigabe des Frequenzbands von 694 MHz bis 790 MHz durch den digitalen terrestrischen Fernsehdienst mit Abdeckung der Autonomen Gemeinschaften.
1. Die zuständigen Stellen der einzelnen Autonomen Gemeinschaften können die digitalen Kanäle des digitalen Multiplexes MAUT, spezifiziert im durch den vorliegenden königlichen Erlass verabschiedeten Nationalen technischen Plan für das digitale terrestrische Fernsehen, festlegen, welche durch den öffentlichen audiovisuellen Medien- bzw. Fernsehdienst mit Abdeckung der Autonomen Gemeinschaft und von Privatunternehmen im Rahmen der Lizenz genutzt werden.
2. Die Anbieter des öffentlichen audiovisuellen Medien- bzw. Fernsehdienstes mit Abdeckung der Autonomen Gemeinschaft, worunter im Falle einer direkten Verwaltung die Einrichtungen, welche besagten Dienst erbringen, und in den übrigen Verwaltungsfällen die von den zuständigen Stellen der jeweiligen Autonomen Gemeinschaft festgelegten Organe oder Einrichtungen verstanden werden, müssen bis zum 1. Juni 2020 eine Abdeckung von mindestens 98 Prozent der Bevölkerung der entsprechenden Autonomen Gemeinschaft durch den digitalen Multiplex MAUT erreichen.

Artikel 7. Regelung des Prozesses der Freigabe des Frequenzbands von 694 MHz bis 790 MHz durch den digitalen terrestrischen Fernsehdienst mit lokaler und die Inseln betreffender Abdeckung.
Der Nationale technische Plan für das lokale digitale Fernsehen (Plan Técnico Nacional de la Televisión Digital Local) wird im Hinblick auf die Funkkanäle geändert, welche aktuell für den digitalen terrestrischen Fernsehdienst mit lokaler und die Inseln betreffender Abdeckung geplant sind und die aufgrund des Prozesses der Freigabe der zweiten digitalen Dividende aufgegeben werden müssen. Die Gebietseinheiten der lokalen bzw. die Inseln betreffenden Abdeckung, in denen ein neuer Funkkanal geplant wird, sind in Anhang 3 aufgeführt.

Artikel 8. Gemeinsame Bestimmungen für die Freigabe des Frequenzbands von 694 MHz bis 790 MHz
1. Unbeschadet der Einhaltung der Verpflichtungen in Bezug auf die allgemeine Abdeckung der Bevölkerung, die in vorstehenden Artikeln festgelegt wurden, müssen die Anbieter des digitalen terrestrischen audiovisuellen Medien- bzw. Fernsehdienstes mit landesweiter und die Autonomen Gemeinschaften betreffender Abdeckung, die in Übereinstimmung mit den Festlegungen in den Artikeln 4, 5 und 6 die digitalen Multiplexe RGE1, RGE2, MPE1, MPE2, MPE3, MPE4, MPE5 und MAUT nutzen werden, mit den neuen Funkkanälen, die in besagten digitalen Multiplexen in Betrieb genommen werden, eine Abdeckung der Bevölkerung erreichen, die mindestens der Abdeckung entspricht, welche in den betreffenden geografischen Gebieten in Einhaltung ihrer Abdeckungspflichten mit den ersetzten Funkkanälen erreicht wurde.
Des Weiteren müssen die Anbieter des digitalen terrestrischen audiovisuellen Medien- bzw. Fernsehdienstes mit lokaler bzw. die Inseln betreffender Abdeckung, welche neue Funkkanäle in Übereinstimmung mit den Festlegungen in Artikel 7 in Betrieb nehmen müssen, eine Abdeckung der Bevölkerung erreichen, die mindestens der Abdeckung entspricht, welche in dem zugelassenen Versorgungsbereich entsprechend ihrer Gebietseinheit mit den ersetzten Funkkanälen erreicht wurde.
Die in diesem Absatz festgelegten Abdeckungspflichten müssen bis zum 1. Juni 2020 erfüllt sein.
2. Die Anbieter des digitalen terrestrischen audiovisuellen Medien- bzw. Fernsehdienstes, die in Übereinstimmung mit den Festlegungen im vorliegenden königlichen Erlass die digitalen Multiplexe RGE1, RGE2, MPE1, MPE2, MPE3, MPE4, MPE5 und MAUT nutzen werden, können übergangsweise die Funkkanäle in Anspruch nehmen, welche zu den genannten digitalen Multiplexen gehörten und ersetzt werden müssen, um die Anpassung der Fernsehsignal-Empfangsanlagen zu erleichtern. 
3. Die Anbieter des digitalen terrestrischen audiovisuellen Medien- bzw. Fernsehdienstes mit lokaler bzw. die Inseln betreffender Abdeckung können übergangsweise die Funkkanäle der digitalen Multiplexe mit lokaler bzw. die Inseln betreffender Abdeckung weiternutzen, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses königlichen Erlasses rechtmäßig in Betrieb sind und in Übereinstimmung mit Artikel 7 ersetzt werden müssen, um die Anpassung der Fernsehsignal-Empfangsanlagen zu erleichtern.
4. Durch Beschluss des Staatssekretariats für digitalen Fortschritt können für die einzelnen im Nationalen technischen Plan für das digitale terrestrische Fernsehen, welcher durch den vorliegenden königlichen Erlass verabschiedet wird, festgelegten geografischen Gebiete bzw. für die betreffenden lokalen oder Inselgebietseinheiten die Bedingungen und das Datum der Einstellung des Sendebetriebs der in den vorstehenden Absätzen 2 und 3 genannten Funkkanäle festgelegt werden. Insbesondere kann die Vorverlegung des Datums der Beendigung der Nutzung besagter Funkkanäle in Gebieten festgelegt werden, in denen dies aus Gründen der internationalen Abstimmung erforderlich ist, wenn sie durch andere digitale Multiplexe genutzt werden sollen, die gemäß dem durch den vorliegenden königlichen Erlass verabschiedeten Nationalen technischen Plan für das digitale terrestrische Fernsehen geplant sind, oder wenn die Einstellung des Sendebetriebs erforderlich ist, um die Inbetriebnahme anderer geplanter Funkkanäle zu ermöglichen.
Bei der Festlegung der in vorstehendem Absatz genannten Fristen und Bedingungen sind die spezifischen Umstände der einzelnen geografischen Gebiete zu berücksichtigen, zum Beispiel die erforderlichen Funkkanaländerungen, die betroffene Bevölkerung oder sonstige Merkmale bzw. komplexe Anforderungen aufgrund der geografischen Lage.
5. Die Einstellung des Sendebetriebs der Funkkanäle des Frequenzbands von 694 MHz bis 790 MHz, die von den Anbietern des audiovisuellen Medien- bzw. Fernsehdienstes betrieben werden, darf für keinen der digitalen Multiplexe bzw. Funkkanäle und in keinem der geografischen Gebiete bzw. in keiner der Gebietseinheiten des lokalen Fernsehens nach dem 30. Juni 2020 stattfinden.
Des Weiteren muss die übergangsweise Nutzung der in den Absätzen 2 und 3 dieses Artikels genannten Funkkanäle in jedem Fall vor dem 30. Juni 2020 enden.
Erste Zusatzbestimmung. Begriffsbestimmungen.
Zum Zwecke des vorliegenden königlichen Erlasses und des damit verabschiedeten Nationalen technischen Plans für das digitale terrestrische Fernsehen gelten die im Anhang aufgeführten Begriffsbestimmungen.
Zweite Zusatzbestimmung. Anzahl der Funkkanäle in den einzelnen digitalen Multiplexen.
1. Jeder digitale Multiplex hat unabhängig von seiner Reichweite eine Kapazität von vier hochauflösenden Fernsehkanälen.
2. Die Inhaber der Lizenzen des digitalen terrestrischen audiovisuellen Medien- bzw. Fernsehdienstes, die Fernsehkanäle in Standardauflösung ausstrahlen, können weiter mit dieser Auflösung senden. Besagte Inhaber können die Kanäle auch hochauflösend ausstrahlen, nachdem sie die Behörde, welche die Zulassung zur Erbringung dieser Dienstleistung ausgestellt hat, davon in Kenntnis gesetzt haben.
Im Falle der digitalen Multiplexe, die von mehreren Inhabern verwaltet werden, müssen technische Konflikte, die aufgrund der Ausstrahlung von digitalen terrestrischen Fernsehkanälen in hoher Auflösung auftreten, vom Nationalen Ausschuss für Märkte und Wettbewerb beigelegt werden.
3. Sämtliche Fernsehkanäle müssen unabhängig von ihrer Reichweite bis zum 1. Januar 2023 hochauflösend ausgestrahlt werden.
4. Durch Beschluss kann die Ministerin für Wirtschaft und Unternehmen die Anzahl der Fernsehkanäle, aus denen die einzelnen digitalen Multiplexe bestehen, in Abhängigkeit von der Verbesserung der Kompressions- und Verschlüsselungstechnik, der verfügbaren Bitrate-Kapazität und der künftigen technischen Weiterentwicklung ändern. Die Umsetzung dieser Maßnahme und der technischen Verbesserungen zur besseren Ausnutzung des öffentlichen Funkspektrums für die audiovisuelle Kommunikation in Übereinstimmung mit den Festlegungen in Artikel 24.2 des Allgemeinen Gesetzes 7/2010 vom 31. März 2010 über audiovisuelle Kommunikation (Ley 7/2010, de 31 de marzo, General de la Comunicación Audiovisual) ermächtigen nicht dazu, über die in den Lizenzen festgelegten Bedingungen hinauszugehen und insbesondere mehr Pay-TV-Kanäle bzw. frei empfangbare Kanäle anzubieten, als zugelassen wurden.
5. Die übrige Übertragungskapazität des digitalen Multiplexes kann als Anreizmaßnahme der Informationsgesellschaft und als Maßnahme zur Förderung der Innovation im Bereich der Informations- und Kommunikationstechnologien genutzt werden, um zusammenhängende oder interaktive Dienste jenseits der Fernsehübertragung anzubieten, zum Beispiel elektronische Programmführer, Teletext, Übertragung von Dateiordnern und Anwendungen, Softwareaktualisierungen von Geräten usw. 
Als weiterer Anreiz für die technologische Innovation auf dem Gebiet der audiovisuellen Medien- bzw. Fernsehdienste und zur Einführung von hochauflösendem Fernsehen können im Falle der digitalen Multiplexe, bei denen Fernsehkanäle in Standardauflösung ausgestrahlt werden, die Anbieter des audiovisuellen Medien- bzw. Fernsehdienstes besagte Kapazität nutzen, um ihre digitalen terrestrischen Fernsehkanäle in Standardauflösung vollständig und simultan in hoher Auflösung auszustrahlen. Im Rahmen dieser Ausstrahlungen von digitalem terrestrischem Fernsehen in hoher Auflösung können Fernsehprogramme oder -inhalte gesendet werden, welche die in der Fünfzehnten Zusatzbestimmung genannten technischen Spezifikationen nicht erfüllen, wenn diese Programme oder Inhalte nicht hochauflösend produziert wurden.
Wird diese übrige Kapazität des digitalen Multiplexes für zusammenhängende oder interaktive Dienste jenseits der Fernsehausstrahlung genutzt, dürfen diese nicht mehr als 20 Prozent der Gesamtübertragungskapazität des jeweiligen digitalen Multiplexes ausmachen, wobei dieser Prozentsatz abhängig von der Weiterentwicklung der zusammenhängenden und interaktiven Dienste von der Ministerin für Wirtschaft und Unternehmen durch Beschluss geändert werden kann. Die zusammenhängenden oder interaktiven Dienste dürfen keine Parameter für Zusatzdaten (Service Information) nutzen, die das digitale terrestrische Fernsehen kennzeichnen.
Dritte Zusatzbestimmung. Technische Verwaltung des digitalen Multiplexes.
Die Einrichtungen, welche Fernsehkanäle innerhalb ein und desselben digitalen Multiplexes nutzen werden, müssen sich zum Zwecke einer besseren technischen Verwaltung aller Aspekte des digitalen Multiplexes in seiner Gesamtheit zusammenschließen oder entsprechende Regelungen treffen. 
Unbeschadet dessen müssen die Corporación de Radio y Televisión Española, der die technische Verwaltung des digitalen Multiplexes RGE2 obliegt, sowie die Anbieter des öffentlichen audiovisuellen Medien- bzw. Fernsehdienstes mit Abdeckung der Autonomen Gemeinschaft, welchen die technische Verwaltung des digitalen Multiplexes MAUT obliegt, den übrigen Einrichtungen, welche die Fernsehkanäle innerhalb des digitalen Multiplexes, für deren technische Verwaltung sie verantwortlich sind, zu einem späteren Zeitpunkt nutzen, die Bedingungen mitteilen, unter denen sie den digitalen Multiplex technisch verwalten, und mit besagten Einrichtungen die Zusatzbedingungen vereinbaren, welche die gemeinsame Nutzung der Kapazität des digitalen Multiplexes unter Berücksichtigung der Grundsätze der Objektivität, der Verhältnismäßigkeit und des guten Glaubens ermöglichen, wobei die Qualität und Dauerhaftigkeit des Angebots des digitalen terrestrischen audiovisuellen Medien- bzw. Fernsehdienstes mit landesweiter und die Autonomen Gemeinschaften betreffender Abdeckung jederzeit gegeben sein müssen.
In jedem Fall müssen die Einrichtungen, welche Fernsehkanäle innerhalb ein und desselben digitalen Multiplexes nutzen, im Hinblick darauf, das Funkspektrum besser auszunutzen, die technischen Bedingungen für eine optimale Nutzung der Kapazität des digitalen Multiplexes festlegen.
Im Rahmen der technischen Verwaltung des digitalen Multiplexes auftretende Konflikte zwischen den Einrichtungen, einschließlich jener, die im Zusammenhang mit den Festlegungen in der Fünften Zusatzbestimmung entstehen können, sind vom Nationalen Ausschuss für Märkte und Wettbewerb durch Beschluss beizulegen, aus dem unter anderem hervorgehen kann, dass Verfahren des statistischen Multiplexing anzuwenden sind, sofern dies erforderlich ist, um eine optimale Nutzung der Kapazität des digitalen Multiplexes zu gewährleisten.
Vierte Zusatzbestimmung. Eigenschaften der Empfangsgeräte für das digitale terrestrische Fernsehen.
1. Die Empfangsgeräte für das digitale terrestrische Fernsehen müssen über offene und kompatible Schnittstellen verfügen, welche die Interoperabilität gewährleisten.
2. Sämtliche Empfangsgeräte für das digitale terrestrische Fernsehen, die nach Ablauf einer Frist von 6 Monaten ab Inkrafttreten dieses königlichen Erlasses auf dem spanischen Markt in Verkehr gebracht werden, müssen sowohl Sendungen des digitalen terrestrischen Fernsehens empfangen können, als auch über einen Tuner zum Empfang von hochauflösenden Ausstrahlungen gemäß den in der Fünfzehnten Zusatzbestimmung dieses königlichen Erlasses genannten technischen Spezifikationen verfügen.
3. Empfangsgeräte für das digitale terrestrische Fernsehen mit einer sichtbaren Bildschirmdiagonale von mindestens 61 Zentimetern (24 Zoll), die nach Ablauf einer Frist von sechs Monaten ab dem Inkrafttreten dieses königlichen Erlasses auf dem spanischen Markt in Verkehr gebracht werden, müssen sowohl Sendungen des digitalen terrestrischen Fernsehens empfangen können und über einen Tuner zum Empfang von hochauflösenden Ausstrahlungen verfügen, als auch:
· Sendungen mit der Signalübertragungstechnologie gemäß der Norm EN 302 755 (DVB-T2) empfangen können.
· über einen Tuner zum Empfang von HD-Ausstrahlungen gemäß den in der Sechzehnten Zusatzbestimmung dieses königlichen Erlasses genannten technischen Spezifikationen verfügen.
· Im Zusammenhang mit den interaktiven Diensten müssen die Empfangsgeräte mit der europäischen Norm ETSI TS 102 796 (Version 1.4.1 oder neuer) Hybrid Broadcast Broadband TV – HbbTV kompatibel sein, in der die Spezifikation HbbTV 2.0.1 (oder neuer) umgesetzt ist.
3. Die Hersteller von Fernsehempfangsgeräten müssen dem Benutzer klare und eindeutige Angaben und Informationen über die Kapazitäten jedes zum Verkauf angebotenen Fernsehgeräts zur Verfügung stellen, wobei darin insbesondere die Spezifikationen bezüglich des Empfangs von digitalem terrestrischen Fernsehen, hochauflösendem Fernsehen (HDTV), ultrahochauflösendem Fernsehen (Ultra-HDTV) und DVB-T2 sowie zu weiteren Zusatzfunktionen enthalten sein müssen.
Fünfte Zusatzbestimmung. Aktualisierung der Software der Empfangsgeräte für das digitale terrestrische Fernsehen.
1. Die Corporación de Radio y Televisión Española und die Anbieter des öffentlichen audiovisuellen Medien- bzw. Fernsehdienstes mit Abdeckung der Autonomen Gemeinschaft müssen in dem von ihnen abgedeckten Gebiet und innerhalb der ihnen zugewiesenen Kapazität der digitalen Multiplexe, für deren technische Verwaltung sie verantwortlich sind, die erforderliche Kapazität zur Verfügung stellen, die zur Aktualisierung der Endgeräte für das digitale terrestrische Fernsehen erforderlich ist.
2. Zu diesem Zwecke müssen die Corporación de Radio y Televisión Española und die Anbieter des öffentlichen audiovisuellen Medien- bzw. Fernsehdienstes mit Abdeckung der Autonomen Gemeinschaft entsprechende Vereinbarungen mit den Herstellern der Empfangsgeräte bzw. anderen Unternehmen treffen, um die Softwareaktualisierung der Endgeräte für das digitale terrestrische Fernsehen einschließlich der festgelegten finanziellen Gegenleistungen zu regeln, welche im Hinblick auf die von den Einrichtungen zur Softwareaktualisierung bereitgestellten Kapazität angemessen sein müssen. Diese Vereinbarungen müssen unter transparenten, objektiven und nichtdiskriminierenden Bedingungen getroffen werden.
Sechste Zusatzbestimmung. Anpassung von technischen Entwürfen.
Das Staatssekretariat für digitalen Fortschritt nimmt von Amts wegen die Anpassung der bereits genehmigten technischen Entwürfe in Bezug auf Sendestationen vor, welche Teil der digitalen Multiplexe werden, die in dem durch vorliegenden königlichen Erlass verabschiedeten Nationalen Technischen Plan für das digitale terrestrische Fernsehen spezifiziert sind, wobei ein neuer Funkkanal genutzt wird.
Es ist nicht erforderlich, einen neuen technischen Entwurf für den geplanten neuen Funkkanal vorzulegen, es sei denn, für diesen Funkkanal wurden auf internationaler Ebene andere technische Eigenschaften vereinbart. 
Siebte Zusatzbestimmung. Sendestationen mit Genehmigung für die Inbetriebnahme
Die in vorstehender Bestimmung genannten Sendestationen, die bereits eine Genehmigung für die Inbetriebnahme hatten, werden weiterhin als genehmigt betrachtet. 
Achte Zusatzbestimmung. Öffentliche Initiative für die Ausweitung der Abdeckung des digitalen Fernsehens.
Die zuständigen Stellen der Behörden und von ihnen abhängigen Einrichtungen können Initiativen ergreifen, um den Bürgern digitales terrestrisches Fernsehen in Gebieten zur Verfügung zu stellen, die nicht vom digitalen terrestrischen Fernsehdienst abgedeckt sind.
Diese Initiativen müssen folgende Bedingungen erfüllen:
a) Sie müssen in Übereinstimmung mit den geltenden Rechtsvorschriften stattfinden, wobei keine wettbewerbsverzerrenden Konstellationen herbeigeführt werden dürfen und der Grundsatz der Technologieneutralität gewahrt sein muss.
b) Sie müssen von den Einrichtungen anerkannt werden, die befugt sind, den digitalen Fernsehdienst zum Zwecke der Ausstrahlung ihrer Kanäle und Inhalte anzubieten.
c) Sie müssen ggf. die europäischen Rechtsvorschriften in Bezug auf staatliche Beihilfen erfüllen, wobei ggf. die Festlegungen in der Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 der Kommission vom 18. Dezember 2013 über die Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union auf De-minimis-Beihilfen zu berücksichtigen sind.
d) Das elektronische Kommunikationsnetz, das dazu dient, den digitalen Fernsehdienst in Gebieten anzubieten, die nicht vom digitalen terrestrischen Fernsehen abgedeckt sind, wird im Rahmen der Eigenerbringung betrieben, es sei denn, dieses Netz wird Dritten entgeltlich oder unentgeltlich zur Verfügung gestellt oder über dieses Netz werden abgesehen vom genannten digitalen Fernsehdienst andere öffentlich verfügbare Dienste angeboten, wobei in diesem Fall die Festlegungen in Artikel 9 des Allgemeinen Telekommunikationsgesetzes 9/2014 vom 9. Mai 2014 zu berücksichtigen sind.
Erfolgen diese Initiativen mittels terrestrischer Sendestationen, müssen abgesehen von der Einhaltung der vorstehend genannten Bedingungen folgende Voraussetzungen erfüllt werden:
a) Den Einrichtungen, die befugt sind, den digitalen terrestrischen Fernsehdienst, dessen Reichweite ausgebaut werden soll, anzubieten, muss eine Aufstellung der Sendestationen übermittelt werden, bei denen das öffentliche Funkspektrum genutzt wird, das ihnen zum Zwecke der Ausstrahlung von digitalem terrestrischem Fernsehen zugewiesen ist.
b) Die terrestrischen Sendestationen müssen ein einheitliches Frequenznetz in Übereinstimmung mit dem Nationalen technischen Plan für das digitale terrestrische Fernsehen bilden, wobei für andere rechtmäßig betriebene Sendestationen keine schädlichen Interferenzen entstehen dürfen.
c) Der Trägerdienst des terrestrischen Digitalfernsehens muss von den Einrichtungen, die befugt sind, den digitalen terrestrischen Fernsehdienst, dessen Reichweite ausgebaut werden soll, anzubieten, erbracht werden, ohne dass dafür finanzielle Gegenleistungen verlangt werden.
d) Wird die Initiative von den zuständigen Stellen der Kommunalbehörden oder sonstigen öffentlichen Einrichtungen auf lokaler Ebene beschlossen, darf die maximal zulässige effektive Strahlungsleistung nicht mehr als 10 Watt betragen.
e) Beträgt die maximal zulässige effektive Strahlungsleistung mehr als 3 Watt, ist vor Einreichung des technischen Entwurfs beim Staatssekretariat für digitalen Fortschritt die Zuweisung der Senderfrequenz zu beantragen.
f) Für sämtliche Sendestationen ist ein technischer Entwurf bezüglich der Anlagen unter Einhaltung folgender Kriterien vorzulegen:
1. Bei Stationen mit einer Strahlungsleistung von mehr als 10 Watt ist der von einer Fachperson für Telekommunikation unterzeichnete technische Entwurf einzureichen, damit er vom Staatssekretariat für digitalen Fortschritt genehmigt werden kann.
2. Bei Stationen mit einer Strahlungsleistung von bis zu 10 Watt ist beim Staatssekretariat für digitalen Fortschritt der technische Entwurf bezüglich der Anlagen und später ein Nachweis darüber einzureichen, dass die Anlage dem technischen Entwurf genügt, wobei beide Unterlagen von einer Fachperson für Telekommunikation unterzeichnet sein müssen. Des Weiteren ist der vom Telekommunikationsunternehmen, das die Anlage errichtet hat, unterzeichnete Installationsbericht vorzulegen.
Neunte Zusatzbestimmung. Funkkanäle für Mikro-Umsetzer für digitales terrestrisches Fernsehen mit Abdeckung der Autonomen Gemeinschaften.
Um im Funkschatten liegende Gebiete abdecken zu können, in denen es nicht möglich ist, den zugewiesenen Funkkanal eines digitalen Multiplexes mit Abdeckung der Autonomen Gemeinschaften zu nutzen, können die Autonomen Gemeinschaften beim Staatssekretariat für digitalen Fortschritt die Nutzung eines anderen Funkkanals für die im Funkschatten liegenden Gebiete beantragen. Sofern die im Rahmen des Funkspektrums möglich, kann das Staatssekretariat für digitalen Fortschritt zu diesem Zwecken einen Funkkanal sowie die konkreten Nutzungsbedingungen festlegen. In jedem Fall müssen bei der Nutzung dieser Kanäle folgende Bedingungen erfüllt sein:
a) Die Abdeckung muss auf die im Funkschatten liegenden Gebiete begrenzt sein, in denen der ursprünglich zugewiesene Funkkanal nicht genutzt werden kann.
b) Die maximal zulässige effektive Strahlungsleistung darf nicht mehr als 3 Watt betragen. 
c) Für andere genehmigte Sendestationen dürfen keine schädlichen Interferenzen entstehen, und es besteht kein Anspruch auf Schutz gegen Interferenzen durch andere rechtmäßig betriebene Stationen.
Die Autonomen Gemeinschaften müssen dem Staatssekretariat für digitalen Fortschritt die technischen und geografischen Eigenschaften der einzelnen Mikro-Umsetzer mitteilen, die in Anwendung dieser Bestimmung installiert werden.
Zehnte Zusatzbestimmung. Ermächtigung zum Entscheid über technische Anpassungen und Umstellungen.
Das Staatssekretariat für digitalen Fortschritt wird dazu ermächtigt, über die technischen Anpassungen und Umstellungen zu entscheiden, die bei Änderungen der Funkkanäle aus Gründen der internationalen Abstimmung, im Hinblick auf eine effizientere Frequenzausnutzung oder zur Lösung von funktechnischen Problemen erforderlich werden, insbesondere bei der Inbetriebnahme der Sendestationen oder bei der Ermöglichung der simultanen Übertragung von Fernsehkanälen, um die Anpassung der Fernsehsignal-Empfangsanlagen zu erleichtern, sofern dies erforderlich ist.
Elfte Zusatzbestimmung. Parameter für Zusatzdaten des terrestrischen Digitalfernsehens.
In Übereinstimmung mit Absatz 5 der Siebten Zusatzbestimmung des Allgemeinen Telekommunikationsgesetzes 9/2014 vom 9. Mai 2014 obliegt es dem Staatssekretariat für digitalen Fortschritt, das durch die Verordnung ITC/2212/2007 vom 12. Juli 2007 geschaffene Register über die Parameter für Zusatzdaten des terrestrischen Digitalfernsehens zu führen.
Zwölfte Zusatzbestimmung. Digitale Multiplexe mit Abdeckung der Autonomen Gemeinschaften.
Bei den digitalen Multiplexen mit Abdeckung der Autonomen Gemeinschaften, deren Betrieb von den zuständigen Stellen der Autonomen Gemeinschaften vollständig an ein Privatunternehmen übertragen wurde, bevor der Königliche Erlass 944/2005 vom 29. Juli 2005 zur Verabschiedung des Nationalen Technischen Plans für das digitale terrestrische Fernsehen in Kraft getreten ist, handelt es sich nicht um die in Artikel 2 Absatz 4 genannten digitalen Multiplexe und sie sind weiterhin den Autonomen Gemeinschaften vorbehalten.
Dreizehnte Zusatzbestimmung. Aktualisierung der Empfangsgeräte für das digitale terrestrische Fernsehen im Hinblick auf die Freigabe der zweiten digitalen Dividende.
1. Die Maßnahmen, die erforderlich sind, um die Anlagen für den Empfang von terrestrischen Digitalfernsehsignalen aufgrund der Freigabe der zweiten digitalen Dividende anzupassen, müssen von Unternehmen ergriffen werden, die im Register für Telekommunikationsunternehmen eingetragen sind und mindestens den Typen A oder F gemäß der Verordnung ITC/1142/2010 vom 29. April 2010 entsprechen, mit der die Verordnung zur Regelung der Installation und Wartung von Telekommunikationsgeräten und -systemen, verabschiedet durch den Königlichen Erlass 244/2010 vom 5. März 2010, umgesetzt wird. Die Anpassung der Anlagen muss auf der Grundlage der technischen Vorschrift erfolgen, welche in Anhang I der Verordnung zur Regelung der gemeinsamen Telekommunikationsinfrastruktur für den Zugang zu Telekommunikationsdiensten in Gebäuden, verabschiedet durch den Königlichen Erlass 346/2011 vom 11. März 2011, enthalten ist.
2. Bevor die Maßnahmen ergriffen werden, die zur Anpassung der Anlagen für den Empfang von terrestrischen Digitalfernsehsignalen aufgrund der Freigabe der zweiten digitalen Dividende erforderlich sind, muss das Installationsunternehmen dem Eigentümer bzw. der Eigentümergemeinschaft des Gebäudes ggf. eine Beschreibung der auszuführenden Arbeiten, eine Übersicht der neuen, auszutauschenden oder zu entfernenden Elemente sowie einen Kostenvoranschlag übermitteln.
3. Nach Abschluss der Arbeiten zur Anpassung der Anlagen im Hinblick auf die Freigabe der digitalen Dividende übermittelt das installierende Telekommunikationsunternehmen dem Eigentümer bzw. der Eigentümergemeinschaft eine Ausfertigung des Installationsberichts gemäß dem Standardformular, das in Anhang III der Verordnung ITC/1142/2010 vom 29. April 2010 enthalten ist, und fügt eine Übersicht der durchgeführten Arbeiten bei.
Vierzehnte Zusatzbestimmung. Anpassung der technischen Entwürfe der gemeinsamen Telekommunikationsinfrastrukturen für den Zugang zu Telekommunikationsdiensten in Gebäuden (ITC).
1. Die technischen Entwürfe, die dem Ministerium für Wirtschaft und Unternehmen nach Inkrafttreten dieses königlichen Erlasses vorgelegt werden, dürfen lediglich die Funkkanäle in dem entsprechenden geografischen Gebiet enthalten, welche von den digitalen Multiplexen umfasst werden, die im durch diesen königlichen Erlass verabschiedeten Nationalen Technischen Plan für das digitale terrestrische Fernsehen aufgeführt sind.
2. Aus den Trassierungsprotokollen für die technischen Entwürfe, die dem Ministerium für Wirtschaft und Unternehmen vor der Verabschiedung dieses königlichen Erlasses vorgelegt und dem Ministerium vor dem Inkrafttreten übermittelt werden, muss ausdrücklich hervorgehen, dass der ursprüngliche technische Entwurf mittels Anhang geändert werden muss, um ihn an die Funkkanäle gemäß den im genannten Plan vorgesehenen digitalen Multiplexen anzupassen. 
3. In jedem Fall müssen die ICT, die ab Inkrafttreten dieses königlichen Erlasses eingerichtet werden, dem genannten Plan entsprechen.
Fünfzehnte Zusatzbestimmung. Technische Spezifikationen für die Ausstrahlung des digitalen terrestrischen Fernsehens in hoher Auflösung.
1. Die Ausstrahlungen des digitalen terrestrischen Fernsehens in hoher Auflösung müssen folgende Anforderungen erfüllen:
a) Die vertikale Auflösung der Videokomponente muss bei einem 16:9-Bildformat mindestens 720 Abtastzeilen umfassen.
b) Das System zur Videocodierung muss dem internationalen Telekommunikationsstandard der ITU-T-Empfehlung H.264 „Advanced video coding for generic audiovisual services“ (Fortgeschrittene Videocodierung von audiovisuellen Objekten) entsprechen, welcher der Norm ISO/IEC 14496-10 entspricht und üblicherweise als H.264/MPEG-4 AVC bezeichnet wird.
c) Die technischen Spezifikationen für die Übertragung müssen der europäischen Telekommunikationsnorm EN 300 744 entsprechen.
d) Das Audiokanal muss ein Multikanal und mindestens ein Stereokanal sein.
e) Zur Anpassung an den technischen Fortschritt kann das Ministerium für Wirtschaft und Unternehmen die Verwendung anderer Videocodierungssysteme beschließen, sofern diese mindestens genauso leistungsfähig sind wie das im vorstehenden Absatz b genannte System.
2. Ausstrahlungen, die entlang der Produktions-, Bearbeitungs-, Transport- bzw. Verbreitungskette auf irgendeine Weise in andere Formate mit anderen als den in vorstehendem Absatz genannten Eigenschaften umgewandelt wurden, gelten nicht als Ausstrahlungen des digitalen terrestrischen Fernsehens in hoher Auflösung.
Sechzehnte Zusatzbestimmung. Technische Spezifikationen für die Ausstrahlung des digitalen terrestrischen Fernsehens in ultrahoher Auflösung.
1. Die Ausstrahlungen des digitalen terrestrischen Fernsehens in ultrahoher Auflösung müssen folgende Anforderungen erfüllen:
a) Die vertikale Auflösung muss bei einem 16:9-Bildformat mindestens 2160 Abtastzeilen umfassen.
b) Das System zur Videocodierung muss dem internationalen Telekommunikationsstandard der ITU-T-Empfehlung H.265 „High Efficiency Video Coding“ (Hocheffiziente Videocodierung) entsprechen, der üblicherweise als H.265/HEVC bezeichnet wird.
c) Der Audiokanal muss ein Multikanal und mindestens ein Stereokanal sein.
d) Zur Anpassung an den technischen Fortschritt kann das Ministerium für Wirtschaft und Unternehmen die Verwendung anderer Videocodierungssysteme beschließen, sofern diese mindestens genauso leistungsfähig sind wie das im vorstehenden Absatz b genannte System.
2. Ausstrahlungen, die entlang der Produktions-, Bearbeitungs-, Transport- bzw. Verbreitungskette auf irgendeine Weise in andere Formate mit anderen als den in vorstehendem Absatz genannten Eigenschaften umgewandelt wurden, gelten nicht als Ausstrahlungen des digitalen terrestrischen Fernsehens in ultrahoher Auflösung.
Siebzehnte Zusatzbestimmung. Nutzerinformation über das terrestrische Digitalfernsehen in hoher und ultrahoher Auflösung
Die Einrichtungen, die befugt sind, den digitalen terrestrischen Fernsehdienst anzubieten, dürfen auf dem Bildschirm anzeigen, dass ein Fernsehprogramm in hoher oder ultrahoher Auflösung ausgestrahlt wird (unabhängig vom verwendeten Symbol oder Logo, insbesondere mit den Abkürzungen HD oder UHD), allerdings nur dann, wenn ihre Ausstrahlung die in der Fünfzehnten und Sechzehnten Zusatzbestimmung genannten technischen Spezifikationen erfüllt, und unbeschadet der Möglichkeit, dass ihr Inhalt teilweise Fragmente von Inhalten oder Programmen enthält, die nicht mit besagten Eigenschaften produziert wurden.
Achtzehnte Zusatzbestimmung. Nutzung des Frequenzbereichs 470–694 MHz zum Angebot des digitalen terrestrischen Fernsehens und zum Schutz dieses Angebots.
1. Der Frequenzbereich 470–694 MHz wird mindestens bis zum Jahr 2030 genutzt, um digitales terrestrisches Fernsehen anzubieten.
2. Die elektronischen Kommunikationsdienste, die im 700-MHz-Frequenzband (694 bis 790 MHz) angeboten werden, dürfen keine Interferenzen hervorrufen, welche den Fernsehdienst im benachbarten Frequenzband (470–694 MHz) stören.
Zu diesem Zweck müssen die Sendestationen, welche die elektronischen Kommunikationsdienste im 700-MHz-Frequenzband anbieten, ihre technischen Eigenschaften an die Bedingungen, die im Anhang des DURCHFÜHRUNGSBESCHLUSSES (EU) 2016/687 DER KOMMISSION vom 28. April 2016 zur Harmonisierung des Frequenzbands 694–790 MHz für terrestrische Systeme, die drahtlose breitbandige elektronische Kommunikationsdienste erbringen können, und für eine flexible nationale Nutzung in der Union genannt sind, sowie an die von der Europäischen Union angenommenen Beschlüsse anpassen.
Sollten Interferenzen oder Störungen des Fernsehdienstes auftreten, ist der Konzessionär des elektronischen Kommunikationsdienstes verpflichtet, die technischen Korrekturen vorzunehmen, die zur vollständigen Behebung erforderlich sind, und übernimmt ggf. die Kosten der an den betroffenen Empfangsanlagen vorzunehmenden Änderungen bzw. die Kosten alternativer Anlagen, die zur Sicherstellung der Dauerhaftigkeit des Fernsehdienstes erforderlich sind.
Das Staatssekretariat für digitalen Fortschritt entscheidet über möglicherweise vorgebrachte Beschwerden, um den in vorstehendem Absatz genannten Bestimmungen nachzukommen.
Neunzehnte Zusatzbestimmung. Technische Sendungen zur Förderung der fortgeschrittenen digitalen terrestrischen Fernsehstandards
1. Zur Förderung und als Anreiz für die künftige Einrichtung von fortgeschrittenen digitalen terrestrischen Fernsehstandards mit effizienterer Frequenzausnutzung, mit denen das Funkspektrum besser ausgenutzt und eine Verbesserung der Bild- und Tonqualität erreicht werden kann, kann das Staatssekretariat für digitalen Fortschritt technische Werbesendungen genehmigen, die auf diese Technologien zurückgreifen, was jedoch an das Vorhandensein von Frequenzen sowie an die Beschränkungen aufgrund internationaler Frequenzabstimmungen geknüpft ist. 
2. Bei diesen technischen Sendungen müssen die technischen Spezifikationen für die Ausstrahlung von digitalem terrestrischem Fernsehen in ultrahoher Auflösung gemäß der Sechzehnten Zusatzbestimmung erfüllt werden, und die technischen Spezifikationen für die Übertragung müssen der europäischen Telekommunikationsnorm EN 302 755 entsprechen. 
3. Ebenso zur Förderung und als Anreiz für die künftige Einrichtung von fortgeschrittenen digitalen terrestrischen Fernsehstandards können die Inhaber von Lizenzen der digitalen terrestrischen audiovisuellen Medien- bzw. Fernsehdienste auf einem ihrer Fernsehkanäle in den digitalen Multiplexen, in denen sämtliche Kanäle auf hohe Auflösung umgestellt wurden, Ereignisse in ultrahoher Auflösung ausstrahlen, wobei die ihnen zugewiesene Kapazität zu nutzen ist. Bei diesen Sendungen müssen die technischen Spezifikationen für die Ausstrahlung von digitalem terrestrischem Fernsehen in ultrahoher Auflösung gemäß der Sechzehnten Zusatzbestimmung erfüllt werden. 
Erste Übergangsbestimmung. Änderungen der erteilten Befugnisse für das Angebot von digitalem terrestrischem Fernsehen.
Änderungen der erteilten Befugnisse für das Angebot von digitalem terrestrischem Fernsehen, die sich aus der Anwendung des vorliegenden königlichen Erlasses ergeben können, müssen stets von den für die Erteilung zuständigen Stellen genehmigt werden. Insbesondere Änderungen der erteilten Befugnisse für das Angebot von digitalem terrestrischem Fernsehen, die sich aus den Änderungen der digitalen Multiplexe oder der Funkkanäle, aus denen sich die verschiedenen digitalen Multiplexe zusammensetzen, in Übereinstimmung mit den Festlegungen in diesem königlichen Erlass und im verabschiedeten Plan ergeben, müssen von Amts wegen und auf geregelte Weise von der zuständigen Stelle genehmigt werden.
Zweite Übergangsbestimmung. Änderungen der erteilten Befugnisse für die Nutzung des öffentlichen Funkspektrums.
Das Staatssekretariat für digitalen Fortschritt nimmt von Amts wegen die entsprechenden Änderungen, die sich in Anwendung dieses königlichen Erlasses für die erteilten Befugnisse für die Nutzung des öffentlichen Funkspektrums ergeben, sowie einen Vermerk in den entsprechenden Registern vor.
Einzige Aufhebungsbestimmung. Aufhebung von Rechtsvorschriften.
1. Die gleich- und nachrangigen Vorschriften, die in Widerspruch zu den Bestimmungen diesem königlichen Erlass stehen, werden aufgehoben.
2. Insbesondere der Königliche Erlass 805/2014 vom 19. September 2014 zur Verabschiedung des Nationalen technischen Plans für das digitale terrestrische Fernsehen und zur Regelung der Freigabe der digitalen Dividende sowie der Königliche Erlass 691/2010 vom 20. Mai 2010 zur Regelung des digitalen terrestrischen Fernsehens in hoher Auflösung werden aufgehoben.
Erste Schlussbestimmung. Änderung der Verordnung zur Regelung der gemeinsamen Telekommunikationsinfrastruktur für den Zugang zu Telekommunikationsdiensten in Gebäuden, verabschiedet durch den Königlichen Erlass 346/2011 vom 11. März 2011.
Die Verordnung zur Regelung der gemeinsamen Telekommunikationsinfrastruktur für den Zugang zu Telekommunikationsdiensten in Gebäuden, verabschiedet durch den Königlichen Erlass 346/2011 vom 11. März 2011, wird folgendermaßen geändert:
Erstens. Geändert werden die Artikel 10.4, 12 und Punkt 5.5.7 des Anhangs II der Verordnung zur Regelung der gemeinsamen Telekommunikationsinfrastruktur für den Zugang zu Telekommunikationsdiensten in Gebäuden, verabschiedet durch den Königlichen Erlass 346/2011 vom 11. März 2011, sowie die Artikel 2.2, 6.7, 6.8, 6.9 und Anhang IV der Verordnung ITC/1644/2011 vom 10. Juni 2011 zur Umsetzung der genannten Verordnung, wobei die Verweise auf die örtlichen Inspektionsbehörden für Telekommunikation durch Verweise auf das Staatssekretariat für digitalen Fortschritt ersetzt werden.
Zweitens. Geändert wird Artikel 6.1 der Verordnung ITC/1644/2011 vom 10. Juni 2011, indem ein dritter Absatz eingefügt wird: „Außer in hinreichend begründeten Fällen haben die Trassierungsprotokolle eine Gültigkeit von höchstens zwei Jahren, wobei nach Verstreichen ein neues Trassierungsprotokoll vorgelegt werden muss, aus dem die Anpassung des technischen Entwurfs an die zum Zeitpunkt der Erstellung geltenden Vorschriften hervorgeht.“
Drittens. Die technischen Spezifikationen, die in Anhang I der Verordnung zur Regelung der gemeinsamen Telekommunikationsinfrastruktur für den Zugang zu Telekommunikationsdiensten in Gebäuden, genehmigt durch den Königlichen Erlass 346/2011 vom 11. März 2011, enthalten und im Frequenzbereich von 470 bis 862 MHz anwendbar sind, gelten ab Inkrafttreten des Nationalen Technischen Plans für das digitale terrestrische Fernsehen, der durch diesen königlichen Erlass verabschiedet wird, für das Frequenzband von 470 bis 694 MHz. 
Viertens. Absatz 4.1.5 in Anhang I der Verordnung erhält folgenden Wortlaut:

„4.1.5. Der technische Entwurf der ICT wird in Übereinstimmung mit den den Diensten zugewiesenen Frequenzbereichen und mit den geplanten Funkkanälen im Hinblick auf die Aussendung von Signalen des digitalen terrestrischen Hörfunkdienstes und des digitalen terrestrischen Fernsehens für die einzelnen geografischen Gebiete erstellt. Für andere Telekommunikationssignale, die im Zusammenhang mit Diensten übertragen werden, die diese Frequenzbänder aufgrund einer Sekundärzuweisung ggf. teilen oder die über das ICT-Koaxialkabel unter Nutzung nicht geplanter Funkkanäle übertragen werden, besteht kein Anspruch auf Schutz gegen Interferenzen durch Signale des digitalen terrestrischen Hörfunkdienstes und des digitalen terrestrischen Fernsehens.

Des Weiteren muss durch den technischen Entwurf sichergestellt werden, dass die Signale des digitalen terrestrischen Fernsehens hinreichend geschützt sind gegen Signale von elektronischen Kommunikationsdiensten, welche das Teilband von 694 bis 862 MHz nutzen, damit die in diesem Teilband in Übereinstimmung mit den anwendbaren technischen Parametern übertragenen Signale die Qualität der über ICT übertragenen Signale des digitalen terrestrischen Fernsehens nicht herabsetzen können.“

Zweite Schlussbestimmung. Änderung des Nationalen Technischen Plans für das digitale Fernsehen, verabschiedet durch den Königlichen Erlass 1287/1999 vom 23. Juli 1999, geändert durch den Königlichen Erlass 776/2006 vom 23. Juni 2006, und durch den Königlichen Erlass 802/2011 vom 10. Juni 2011.

Der Nationale Technische Plan für das digitale Fernsehen, verabschiedet durch den Königlichen Erlass 1287/1999 vom 23. Juli 1999, geändert durch den Königlichen Erlass 776/2006 vom 23. Juni 2006, und durch den Königlichen Erlass 802/2011 vom 10. Juni 2011, wird wie folgt geändert:

Erstens. Artikel 1 wird geändert und erhält folgenden Wortlaut:

„Artikel 1. Frequenzbereich.

1. Der digitale terrestrische Hörfunkdienst wird in folgenden Frequenzbereichen angeboten:

a) 195 bis 216 MHz (Blöcke 8A bis 10D).
b) 216 bis 223 MHz (Blöcke 11A bis 11D).

Die Begrenzungen der einzelnen Frequenzblöcke sind in Anhang IV aufgeführt.

2. Die Frequenzblöcke im Bereich von 195 bis 216 MHz sind vornehmlich für die Einrichtung von einheitlichen Frequenznetzen auf lokaler und Provinzebene oder ggf. auf Inselebene vorgesehen, die zu Mehrfrequenznetzen auf nationaler Ebene oder auf Ebene der Autonomen Gemeinschaften zusammengeschlossen werden. Die verbleibende Kapazität des Funkspektrums dient der lokalen Abdeckung.

3. Die Frequenzblöcke im Bereich von 216 bis 223 MHz sind vornehmlich für die Einrichtung von einheitlichen Frequenznetzen auf nationaler Ebene oder auf Ebene der Autonomen Gemeinschaften vorgesehen. Die verbleibende Kapazität des Funkspektrums dient der lokalen Abdeckung.”

Zweitens. Anhang IV erhält folgenden Wortlaut:

„ANHANG IV
Kanalisierung der Frequenzblöcke

	Block
	Begrenzung der Blöcke MHz

	8A
	195,168–196,704

	8B
	196,880–198,416

	8C
	198,592–200,128

	8D
	200,304–201,840

	9ª
	202,160–203,696

	9B
	203,872–205,408

	9C
	205,584–207,120

	9D
	207,296–208,832

	10A
	209,168–210,704

	10B
	210,880–212,416

	10C
	212,596–214,128

	10D
	214,304–215,840

	11A
	216,160–217,696

	11B
	217,872–219,408

	11C
	219,584–221,120

	11D
	221,296–222,832”



Dritte Schlussbestimmung. Änderung der Nutzungsordnung für das öffentliche Funkspektrum, verabschiedet durch den Königlichen Erlass 123/2017 vom 24. Februar 2017.

Die Nutzungsordnung für das öffentliche Funkspektrum, verabschiedet durch den Königlichen Erlass 123/2017 vom 24. Februar 2017, wird folgendermaßen geändert:

Erstens. Die Erste Zusatzbestimmung wird geändert und erhält folgenden Wortlaut:

„Erste Zusatzbestimmung. Frequenzbänder mit beschränkter Anzahl an Befugnissen für die Nutzung des öffentlichen Funkspektrums.

In Übereinstimmung mit den Festlegungen in Artikel 37 Absatz 3 und unbeschadet der Änderung durch die Ministerin für Energie und Unternehmen, nach vorheriger vorgeschriebener Stellungnahme des Nationalen Ausschusses für Märkte und Wettbewerb und nach vorheriger Genehmigung durch die Regierungskommission für Wirtschaftsfragen, ist im Hinblick auf eine garantiert wirksame und effiziente Nutzung des öffentlichen Funkspektrums in folgenden Frequenzbereichen für terrestrische Netze die Anzahl der Nutzungskonzessionen beschränkt:

a) 694 bis 790 MHz
b) 790 bis 862 MHz.
c) 880 bis 915 und 925 bis 960 MHz.
d) 1427 bis 1517 MHz.
e) 1710 bis 1785 und 1805 bis 1880 MHz.
f) 1900 bis 2025 und 2110 bis 2200 MHz.
g) 2500 bis 2690 MHz.
h) 3,4 bis 3,8 GHz.
i) 24,25 bis 27,5 GHz”.

Vierte Schlussbestimmung. Verfassungstitel.

Dieser königliche Erlass wird unter Berufung auf Artikel 149.1.21 der spanischen Verfassung verabschiedet, welcher dem Staat die ausschließliche Kompetenz auf dem Gebiet der Telekommunikation zuschreibt.
Fünfte Schlussbestimmung. Vorschriftsmäßige Durchführung und Anwendung.
Die Ministerin für Wirtschaft und Unternehmen und der Staatssekretär für digitalen Fortschritt erlassen im Rahmen ihrer jeweiligen Zuständigkeiten Bestimmungen und Maßnahmen, die zur Durchführung und Anwendung der in diesem königlichen Erlass getroffenen Festlegungen erforderlich sind. 
Sechste Schlussbestimmung. Inkrafttreten.
Der vorliegende königliche Erlass tritt am Tag nach seiner Veröffentlichung im spanischen Gesetzblatt „Boletín Oficial del Estado“ in Kraft.
NATIONALER TECHNICHER PLAN FÜR DAS DIGITALE TERRESTRISCHE FERNSEHEN
Artikel 1. Frequenzband
1. Das digitale terrestrische Fernsehen wird im Frequenzband von 470 bis 694 MHz (Funkkanäle 21 bis 48) angeboten, wobei das Frequenzband von 694 bis 862 MHz (Funkkanäle 49 bis 69) vornehmlich für das Angebot von elektronischen Kommunikationsdiensten im Einklang mit der harmonisierten Nutzung in der Europäischen Union vorgesehen ist. 
2. Die Bestimmungen in vorstehendem Absatz gelten unbeschadet der Festlegungen im königlichen Erlass, durch den dieser Plan verabschiedet wird.
Artikel 2. Digitale Multiplexe
1. Im Frequenzbereich von 470 bis 694 MHz werden folgende digitale terrestrische Fernsehnetze zur Verfügung gestellt:
a) Sieben digitale Multiplexe mit landesweiter Abdeckung, als RGE1, RGE2, MPE1, MPE2, MPE3, MPE4 und MPE5 bezeichnet.
Für jeden dieser sieben digitalen Multiplexe wird auf der Grundlage der in Anhang 1 genannten geografischen Gebiete ein Netz mit landesweiter Abdeckung eingerichtet.
b) Ein digitaler Multiplex mit Abdeckung der Autonomen Gemeinschaften, als MAUT bezeichnet, in jeder Autonomen Gemeinschaft. 
Für diesen digitalen Multiplex wird auf der Grundlage der in Anhang 1 genannten geografischen Gebiete ein Netz mit Abdeckung der Autonomen Gemeinschaften eingerichtet. 
c) Die digitalen Multiplexe mit Abdeckung der Inseln und mit lokaler Abdeckung, die im Nationalen Plan für das lokale digitale Fernsehen geplant sind, unbeschadet der Festlegungen in Anhang 3 dieses königlichen Erlasses.
2. Die in vorstehendem Absatz genannten digitalen Multiplexe mit landesweiter und die Autonomen Gemeinschaften betreffender Abdeckung werden in allen genannten geografischen Gebieten über die Funkkanäle gemäß der in Anhang 2 dargelegten Planung betrieben.
In allen geografischen Gebieten wird ein einheitliches Frequenznetz eingerichtet, und zwar auf der Grundlage der Funkkanäle gemäß dem Genfer Plan 2006, der in die im Juni 2006 in Genf getroffene Vereinbarung der Regional Radiocommunication Conference 2006 (RRC 06) aufgenommen wurde, sowie auf der Grundlage der Festlegungen, die aufgrund von Abstimmungen zwischen Spanien und anderen Ländern im Nachhinein in vorliegenden Plan aufgenommen wurden.
Artikel 3. Technische Spezifikationen für Transmitter
Die technischen Spezifikationen für Transmitter der Sendestationen des digitalen terrestrischen Fernsehens müssen dem 8k-Modus der europäischen Telekommunikationsnorm EN 300 744 entsprechen.
Artikel 4. Technische Eigenschaften der Sendestationen 
Die technischen Eigenschaften der Sendestationen des digitalen terrestrischen Fernsehens müssen an jedem Standort den Festlegungen durch das Staatssekretariat für digitalen Fortschritt entsprechen.
Artikel 5. Internationale Abstimmung
Die technischen Eigenschaften der Sendestationen des digitalen terrestrischen Fernsehens unterliegen den Änderungen, die sich in Anwendung der Verfahren der internationalen Abstimmung gemäß der Vereinbarung von Genf vom 16. Juni 2006 sowie gemäß sonstigen internationalen Vereinbarungen ergeben können, die für das Königreich Spanien im Rahmen der Internationalen Fernmeldeunion (ITU), der Europäischen Union oder der Europäischen Konferenz der Verwaltungen für Post und Telekommunikation (CEPT) bindende Wirkung haben können.

(…)
ANHANG 2 
PLANUNG DER DIGITALEN MULTIPLEXE MIT LANDESWEITER UND DIE AUTONOMEN GEMEINSCHAFTEN BETREFFENDER ABDECKUNG

	GEOGRAFISCHES GEBIET
	RGE1
	RGE2
	MPE1
	MPE2
	MPE3
	MPE4
	MPE5
	MAUT

	ÁLAVA
	
	
	
	
	
	
	
	

	ALBACETE
	
	
	
	
	
	
	
	

	ALICANTE
	
	
	
	
	
	
	
	

	ALMERIA NORD
	
	
	
	
	
	
	
	

	ALMERÍA SÜD
	
	
	
	
	
	
	
	

	ASTURIEN
	
	
	
	
	
	
	
	

	ÁVILA
	
	
	
	
	
	
	
	

	BADAJOZ OST
	
	
	
	
	
	
	
	

	BADAJOZ WEST
	
	
	
	
	
	
	
	

	BARCELONA
	
	
	
	
	
	
	
	

	BIZKAIA OST
	
	
	
	
	
	
	
	

	BIZKAIA WEST
	
	
	
	
	
	
	
	

	BURGOS NORD
	
	
	
	
	
	
	
	

	BURGOS SÜD
	
	
	
	
	
	
	
	

	CÁCERES NORD
	
	
	
	
	
	
	
	

	CÁDIZ OST
	
	
	
	
	
	
	
	

	CÁDIZ WEST
	
	
	
	
	
	
	
	

	KANTABRIEN
	
	
	
	
	
	
	
	

	CASTELLÓN
	
	
	
	
	
	
	
	

	CEUTA
	
	
	
	
	
	
	
	

	CIUDAD REAL
	
	
	
	
	
	
	
	

	CÓRDOBA NORD
	
	
	
	
	
	
	
	

	CÓRDOBA SÜD
	
	
	
	
	
	
	
	

	CORUÑA NORD
	
	
	
	
	
	
	
	

	CORUÑA SÜD
	
	
	
	
	
	
	
	

	CUENCA
	
	
	
	
	
	
	
	

	IBIZA
	
	
	
	
	
	
	
	

	EXTREMADURA ZENTRUM
	
	
	
	
	
	
	
	

	FUERTEVENTURA
	
	
	
	
	
	
	
	

	GIPUZKOA
	
	
	
	
	
	
	
	

	GIRONA
	
	
	
	
	
	
	
	

	GRAN CANARIA NORD
	
	
	
	
	
	
	
	

	GRAN CANARIA SÜD
	
	
	
	
	
	
	
	

	GRANADA OST
	
	
	
	
	
	
	
	

	GRANADA WEST
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Anmerkungen:
· Die geografischen Gebiete entsprechen den Festlegungen in Anhang 1.
· RGE1, RGE2, MPE1, MPE2, MPE3, MPE4, MPE5: digitale Multiplexe mit landesweiter Abdeckung. Die Planung der Frequenzen des digitalen Multiplexes RGE1 ermöglicht digitale Abschaltungen mit Abdeckung der Autonomen Gemeinschaften, weshalb die in Anhang 1 aufgeführten geografischen Gebiete als an die territorialen Grenzen der Autonomen Gemeinschaften angepasst betrachtet werden.
· MAUT: digitaler Multiplex mit Abdeckung der Autonomen Gemeinschaften. Die Planung der Frequenzen des digitalen Multiplexes MAUT ermöglicht digitale Abschaltungen mit Abdeckung der Provinzen, weshalb die in Anhang 1 aufgeführten geografischen Gebiete als an die territorialen Grenzen mit Abdeckung der Autonomen Gemeinschaften und Provinzen angepasst betrachtet werden.
ANHANG 3
ÄNDERUNG DER FUNKKANÄLE DES NATIONALEN PLANS FÜR DAS LOKALE DIGITALE FERNSEHEN

	Referenz
	Abgrenzung
	Kanal Plan
	Neuer Kanal

	
	
	
	

	
	
	
	

	
	
	
	

	
	
	
	

	
	
	
	

	
	
	
	

	
	
	
	

	
	
	
	

	
	
	
	

	
	
	
	

	
	
	
	

	
	
	
	

	
	
	
	

	
	
	
	

	
	
	
	

	
	
	
	

	
	
	
	

	
	
	
	

	
	
	
	

	
	
	
	

	
	
	
	

	
	
	
	

	
	
	
	

	
	
	
	

	
	
	
	

	
	
	
	

	
	
	
	

	
	
	
	

	
	
	
	

	
	
	
	

	
	
	
	

	
	
	
	

	
	
	
	

	
	
	
	

	
	
	
	

	
	
	
	

	
	
	
	

	
	
	
	

	
	
	
	

	
	
	
	

	
	
	
	

	
	
	
	

	
	
	
	

	
	
	
	

	
	
	
	

	
	
	
	

	
	
	
	

	
	
	
	

	
	
	
	

	
	
	
	



ANLAGE
Begriffsbestimmungen

1. Funkkanal: Teil des Funkspektrums, der zur Verbreitung eines Fernsehsignals ausgehend von einer Funkstation genutzt wird. Wird auch als Funkfrequenz bezeichnet.
2. Einheitliches Funknetz: Gesamtheit der Funkstationen, mit der ein bestimmtes Gebiet des Territoriums, Versorgungsbereich genannt, abgedeckt werden kann, wobei in allen Stationen ein und dieselbe Frequenz bzw. ein und derselbe Funkkanal genutzt wird.
3. Digitaler Multiplex: zusammengesetztes Signal zur Übertragung eines Funkkanals oder einer Funkfrequenz, das bei Nutzung digitaler Technik die Möglichkeit bietet, die Signale verschiedener Fernsehkanäle und die Signale verschiedener verbundener Dienste und elektronischer Kommunikationsdienste einzubinden.
4. Fernsehkanal bzw. digitaler Kanal: Gesamtheit der Fernsehprogramme, die innerhalb eines Sendeplans, der nicht von der Öffentlichkeit geändert werden kann, organisiert sind. 
5. Geografisches Gebiet: Zone des Territoriums, die in funktechnischer Hinsicht durch das Hauptsendezentrum, die Nebenzentren, die das Primärsignal dieses Hauptzentrums aufnehmen, und die kleineren Zentren, die das Primärsignal des Hauptzentrums nicht aufnehmen, aber deren Abdeckung sich mit der Abdeckung des Hauptzentrums oder eines der Nebenzentren überlappt, abgedeckt ist.
6. Technische Verwaltung des digitalen Multiplexes: Technische und verwaltungstechnische Organisation und Koordination der technischen Dienste und Anlagen, die entweder zwischen verschiedenen befugten Einrichtungen aufgeteilt oder ausschließlich von einer dieser Einrichtungen übernommen wird und die dazu dient, die digitalen Kanäle, aus denen sich der digitale Multiplex zusammensetzt, ordnungsgemäß zu betreiben.
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